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	Anlage A1 bis

[Wichtige Anmerkung: Diese Anlage muss von allen auftraggebenden Unternehmen und allen den Vertrag ausführenden Unternehmen ausgefüllt werden]

Code der AUSSCHREIBUNG: AOV/CA 001/2015

Code CIG: 6176010CAB 



Teil I

ERKLÄRUNG ZUR TEILNAHME AM AUSSCHREIBUNGSVERFAHREN
gemäß LG Nr. 17 vom 22. Oktober 1993

ACHTUNG: Die Person, welche die Anlage A1 ausfüllt, MUSS die gleiche Person sein, welche die digitale Signatur anbringt.

Der /die Unterfertigte 
      ,

Steuernummer 
Geboren in 
wohnhaft in der Gemeinde 
Anschrift, usw. 
in seiner/ihrer Eigenschaft als (gesetzliche/r Vertreter(in)/Inhaber(in) oder General-/Sonderbevollmächtigte/r) 
des Unternehmens: 
MwSt- Nr.:      ;

Steuernummer:      ;

mit Rechtssitz in der Gemeinde       FORMTEXT 

     
, PLZ , Provinz (
Anschrift, usw. 
E-Mail-Adresse: 
Zertifizierte E-Mail-Adresse (PEC): 
Telefonnummer: 
Fax: 
Gemäß LG Nr. 17 vom 22. Oktober 1993 ist sich der/die Unterzeichnende der strafrechtlichen Haftung bei unwahren Aussagen und der entsprechenden strafrechtlichen Sanktionen gemäß Art. 76 DPR 445/2000 sowie der administrativen Folgen im Hinblick auf den Ausschluss aus Wettbewerben gemäß GvD Nr. 163/2006 sowie den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen bewusst und

ERKLÄRT

 FORMCHECKBOX 

der/die gesetzliche Vertreter(in)/Inhaber(in)

 FORMCHECKBOX 

der/die General-/Sonderbevollmächtigte/r
 FORMCHECKBOX 

des Unternehmens,
Unternehmen  
mit Rechtssitz in der Gemeinde 
Anschrift, usw. 
Firma angeben: 
zu sein

dass es sich beim genannten Unternehmen um ein ausführendes Unternehmen handelt
 FORMCHECKBOX 


des Konsortiums nach Art. 34 Abs. 1 Buchstabe b) des Gv. D. Nr. 163/2006)

 FORMCHECKBOX 


des Konsortiums nach Art. 34 Abs. 1 Buchstabe c) des Gv. D. Nr. 163/2006)
das an diesem Verfahren mit folgenden Unternehmen teilnimmt:

Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
Bei diesen Konsortien nimmt das Konsortium gemäß Art. 37 Abs. 7 GvD Nr. 163/2006 und Art. 36 Abs. 5 GvD 163/2006 mit den folgenden Konsortialgesellschaften teil, welche die Leistungen erbringen
:

Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
	Etwaige weitere Unternehmen, welche die vertraglichen Leistungen erbringen und zum Konsortium gehören:
     


oder

dass es sich beim genannten Unternehmen handelt um ein 

 FORMCHECKBOX 

Mitglied
	 FORMCHECKBOX 

eines ordentlichen Konsortiums gemäß Art. 2602 ZGB laut Art. 34 Abs. 1 Buchst. e) Gv. D. 163/2006)
:

 FORMCHECKBOX 

einer Bietergemeinschaft nach Art. 34 Abs. 1 Buchstabe d des Gv. D. Nr. 163/2006)
:

 FORMCHECKBOX 

eines Unternehmensnetzwerks gemäß Art. 34 Abs. 1 Buchst. e-bis) Gv. D. Nr. 163/2006)
:

 FORMCHECKBOX 

als europäischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV) nach Gv. D. Nr. 240 vom 23. Juli 1991 nach Art. 34 Abs. 1 Buchstabe f) des Gv. D. Nr. 163/2006
: 


	mit einem der folgenden Systeme 
	 FORMCHECKBOX 

vertikal, bereits gegründet
 FORMCHECKBOX 

vertikal, noch nicht gegründet
 FORMCHECKBOX 

horizontal, bereits gegründet
 FORMCHECKBOX 

horizontal, noch nicht gegründet
 FORMCHECKBOX 

gemischt, bereits gegründet
 FORMCHECKBOX 

gemischt, noch nicht gegründet



 FORMCHECKBOX 

einer Mitversicherung nach Art. 1911 ZGB
mit den folgenden Unternehmen:

Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
Firmenname oder -bezeichnung des Unternehmens oder Konsortiums: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
	Die anderen Mitglieder (oder kooptierten Mitglieder) der Bietergemeinschaft, des Konsortiums, des Unternehmensnetzwerks, der Mitversicherung nennen, die an diesem Verfahren teilnehmen

     


Teil II

ANGABEN ZUM ERKLÄRENDEN UNTERNEHMEN

ERKLÄRT

 FORMCHECKBOX 

(bei Unternehmen mit Sitz in Italien) bei der Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer in  
 FORMCHECKBOX 

die Ermächtigung von Seiten der Aufsichtsbehörde der Versicherungen IVASS zur Ausübung der Versicherungszweige zu besitzen, für welche um Teilnahme ersucht wird, oder gleichwertige Bescheinigung des Aufenthaltsstaates.

Bezugsdaten angeben: 
 FORMCHECKBOX 

(bei Unternehmen mit Sitz im Ausland) im folgenden Verzeichnis oder in der folgenden offiziellen Liste des Zugehörigkeitsstaats eingetragen zu sein: 
BESTÄTIGT DIE FOLGENDEN DATEN
Eintragungsnummer 
Eintragungsdatum 
Gesellschaftsdauer/Enddatum 
Firma 
UND GIBT FOLGENDE INHABER VON ÄMTERN UND FOLGENDE PERSONEN AN, DIE AUS DEN ÄMTERN AUSGESCHIEDEN SIND 

Bei Einzelunternehmen
 FORMCHECKBOX 
 Inhaber 
 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor 
 FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Inhaber und technische Direktoren 
Bei offenen Handelsgesellschaften

 FORMCHECKBOX 
 Gesellschafter 
 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor 
 FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Gesellschafter und technische Direktoren 
Bei Kommanditgesellschaften

 FORMCHECKBOX 
 Komplementäre (persönlich haftende Gesellschafter) 
 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor      
 FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Komplementäre und technische Direktoren      
Bei allen anderen Gesellschaften oder Konsortien 

 FORMCHECKBOX 
 Alleingesellschafter als natürliche Person (wenn zutreffend)      
 FORMCHECKBOX 
 Mehrheitsgesellschafter
 (wenn die Gesellschaft weniger als vier Gesellschafter hat)       

 FORMCHECKBOX 
 Verwalter mit Vertretungsbefugnissen       

 FORMCHECKBOX 
 Technische Direktoren       

 FORMCHECKBOX 
 Alleingesellschafter als natürliche Personen, die aus dem Amt ausgeschieden sind (falls zutreffend), Mehrheitsgesellschafter, die aus dem Amt ausgeschieden sind
 (bei Gesellschaften mit weniger als vier Gesellschaftern), Verwalter mit Vertretungsbefugnissen und technische Direktoren, die aus dem Amt ausgeschieden sind      
 FORMCHECKBOX 

und erklärt, dass das erklärende Unternehmen die folgenden Vor-/Fürsorge- und Versicherungspositionen hält bei:

NISF-Sitz in       (     );  Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

INAIL-Sitz in       (     ); Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

(evtl.) Bauarbeiterkasse in       (     );  Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

Angewandter GAKV:      ; 



Zahl der Beschäftigten:      ;

Betriebssitz:      ;

Dienst für die obligatorische Einstellung und berufliche Eingliederung für Behinderte in Bezug auf die Positionen verbunden mit dem Gesetz 68/99 des Bieters:

Anschrift: 
Büro: 
Fax: 
zuständiges Amt der Agentur der Einnahmen in Bezug auf die steuerlichen Positionen des Unternehmens in 
Anschrift, usw.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC: 
	ANMERKUNGEN:

     


 FORMCHECKBOX 

dass es sich beim das erklärende Unternehmen um ein Kleinst-, Klein-, mittelständisches Unternehmen handelt gemäß GD  70/2011, umgewandelt in Gesetz durch Art. 1 Abs. 1 Gesetz Nr. 106 vom 12. Juli 2011. [Kästchen ankreuzen, falls weniger als 250 Personen beschäftigt sind und der Jahresumsatz 50 Mio. Euro nicht überschreitet oder der Jahresabschluss 43 Mio. Euro nicht überschreitet]

Teil III
VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN ÜBER DIE ERFÜLLUNG DER ALLGEMEINEN ANFORDERUNGEN
BEZÜGLICH DES ERKLÄRENDEN UNTERNEHMENS

ERKLÄRT

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. a), d), e), f), g), h), i), l), m) und m-bis) GvD Nr. 163/2006 , nicht von einer der dort vorgesehenen Situationen betroffen zu sein 
;

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/2006, dass kein Verfahren für die Anwendung einer der Vorbeugungsmaßnahmen laut Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1423 vom 27. Dezember 1956 (durch die Bestimmungen des Gv.D Nr. 159 vom 6. September 2011 ersetzt) anhängig ist oder einer der von Artikel 10 des Gesetzes Nr. 575 vom 31. Mai 1965 vorgesehenen (durch die Bestimmungen des Gv.D Nr. 159 vom 6. September 2011 ersetzt) Hinderungsgründe vorliegt, und dass kein Ausschlussgrund gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. m-ter) vorliegt
;
 FORMCHECKBOX 

I. ihm/ihr gegenüber
 FORMCHECKBOX 

II. gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/06 

oder

 FORMCHECKBOX 


dass er/sie keine Kenntnis davon hat, ob gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/06 einer der zuvor genannten Ausschlussgründe vorliegt.

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006 kein rechtskräftiges Urteil ergangen ist, kein unwiderruflich gewordener Strafbefehl mit Verurteilung erlassen wurde und kein Urteil zur Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 StGB ergangen ist;

 FORMCHECKBOX 

I. ihm/ihr gegenüber

 FORMCHECKBOX 

II. gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006
oder

 FORMCHECKBOX 

dass er/sie keine Kenntnis davon hat, ob gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006 einer der zuvor genannten Ausschlussgründe vorliegt.

und/oder

 FORMCHECKBOX 

rechtskräftige Urteile ergangen sind oder unwiderruflich gewordene Strafbefehle mit Verurteilung erlassen wurden oder Urteile zur Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 StGB ergangen sind und eine vollständige und effektive Distanzierung von der strafrechtlich verurteilten Handlung erfolgt ist;

	Die etwaigen Personen und die strafrechtlichen Verfügungen angeben
 und (ggf.) die Unterlagen zum Nachweis über die vollständige und effektive Distanzierung beifügen

     


gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchstabe m-quater) GvD Nr. 163/2006 

 FORMCHECKBOX 

dass er sich mit keinem anderen Rechtssubjekt in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befindet, und dass er das Angebot autonom erstellt hat;

oder

 FORMCHECKBOX 

dass er keine Kenntnis davon hat, dass am selben Vergabeverfahren Rechtssubjekte teilnehmen, die sich mit dem Bieter in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befinden und dass er das Angebot autonom erstellt hat;

oder

 FORMCHECKBOX 

dass er Kenntnis davon hat, dass am selben Vergabeverfahren Rechtssubjekte teilnehmen, die sich mit dem Bieter in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befinden und dass er das Angebot autonom erstellt hat.

Der Bieter/ die Bieter, mit denen das Kontroll- oder Beziehungsverhältnis besteht sind:

	(Name, Firmenbezeichnung und Geschäftssitz angeben)




	ANMERKUNGEN

     


Teil IV
VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN ÜBER DIE ERFÜLLUNG DER BESONDEREN ANFORDERUNGEN
BEZÜGLICH DES ERKLÄRENDEN UNTERNEHMENS 

UND VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN BEI NUTZUNG DER KAPAZITÄTEN DRITTER

Nach Art. 49 Abs. 2 Buchstabe f) des Gv. D. Nr. 163/2006
ERKLÄRT

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen im Besitz der im Punkt 3.5 Buchst. d-1) der Ausschreibungsbedingungen vorgeschriebenen technischen und beruflichen Leistungsfähigkeiten mit einem Prozentsatz von       ist;

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen im Besitz der im Punkt 3.5 Buchst. d-2) der Ausschreibungsbedingungen vorgeschriebenen wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeiten mit einem Prozentsatz von       ist;

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen im Besitz der im Punkt 3.5 Buchst. d-3) der Ausschreibungsbedingungen vorgeschriebenen wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeiten mit einem Prozentsatz von       ist;

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen im Besitz der im Punkt 3.5 Buchst. d-4) der Ausschreibungsbedingungen vorgeschriebenen wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeiten mit einem Prozentsatz von       ist;

und/oder

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen sich auf die Nutzung der Kapazitäten Dritter für folgende besondere Voraussetzungen stützt:

     ;

IM HINBLICK AUF DIE NUTZUNG DER KAPAZITÄT DRITTER

ERKLÄRT

 FORMCHECKBOX 

folgende besonderen Anforderungen NICHT zu erfüllen:      ;

ERKLÄRT ENTSPRECHEND

 FORMCHECKBOX 

dass er nach Gv.D. 163/06, Artikel 49, für besagte Anforderungen, die von folgendem/n Unternehmen erfüllten besonderen Anforderungen in Anspruch nimmt 
:


hinsichtlich der Anforderung oder eines Teils der folgenden Anforderung: 
das Unternehmen: 
Steuernummer: 
mit Rechtssitz in der Gemeinde  
Anschrift, usw. 
gesetzlicher Vertreter 
Die Daten aller etwaiger Hilfsunternehmen und die entsprechenden von der Nutzung der Kapazitäten Dritter betroffenen Anforderungen angeben:

     
und/oder

[nur wenn der Bieter einen Teil der besonderen, von den Ausschreibungsbedingungen verlangten Anforderungen, erfüllt]:

 FORMCHECKBOX 

dass er als eigenständiger Rechtsträger folgende besonderen Anforderungen teilweise erfüllt, für welche nicht auf den Zugang zur Nutzung Kapazitäten Dritter zurückgegriffen wird:
: 
· dass der Unterfertigte, mit Bezug auf das in der gegenständlichen Ersatzerklärung Bescheinigte, den Verpflichtungen betreffend der Ausstellung der vom Art. 49, Abs. 2, Buchst. a) und b) des GvD Nr.163/06, vorgeschriebenen Erklärungen ordnungsgemäß nachgekommen ist;

UND FÜGT BEI

· die Anlagen A1-quater, in der der Hilfsunternehmen entsprechenden Anzahl, auch wenn es sich um zum Konzern gehörende Unternehmen handelt, welche die von letzteren unterzeichneten Erklärungen enthalten, mit denen bescheinigt wird, dass diese die allgemeinen Anforderungen gemäß Art. 38 sowie die technischen Anforderungen erfüllen, und die Ressourcen besitzen, die Gegenstand der Nutzung Kapazitäten Dritter sind; 

· die weiteren gemäß Art. 49 GvD Nr. 163/06 und den Ausschreibungsunterlagen vorgeschriebenen Dokumente;

 FORMCHECKBOX 

den Vertrag über die Nutzung Kapazitäten Dritter, der zwischen dem erklärenden Unternehmen und den Hilfsunternehmen abgeschlossen wurde;

und/oder

 FORMCHECKBOX 

erklärt, dass das die Erklärung abgebende Unternehmen und die folgenden Hilfsunternehmen zum selben Konzern gehören und bestätigt, dass zwischen diesen das folgende Rechtsverhältnis besteht:      ;

	ANMERKUNGEN

     


Teil V
ETWAIGE ZUSÄTZLICHE ERKLÄRUNG GEMÄSS DEM INSOLVENZGESETZ 

ERKLÄRT

 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen gemäß Art. 186-bis des Insolvenzgesetzes den Antrag zur Zulassung zum Vergleichsverfahren mit Unternehmensfortsetzung eingereicht hat und folgende Genehmigung vom Gericht 
 FORMCHECKBOX 

dass das erklärende Unternehmen zum Vergleichsverfahren mit Unternehmensfortsetzung gemäß Art. 186-bis des Insolvenzgesetzes mit Beschluss Nr.
Unternehmen:      
Steuernummer.      ; MwSt- Nr.      ;

mit Rechtssitz in der Gemeinde      , PLZ      , Provinz (     ), Land      ;

Anschrift, usw.      ;

gesetzlicher Vertreter 
UND FÜGT BEI

	 FORMCHECKBOX 

einen Bericht eines Experten, der die Anforderungen gemäß Art. 67 Abs. 3 Buchst. d) erfüllt, welcher die Übereinstimmung mit dem Plan und die angemessene Fähigkeit zur Vertragserfüllung bescheinigt;

 FORMCHECKBOX 

die Erklärung eines anderen Wirtschaftsteilnehmers, welcher die allgemeinen Anforderungen sowie die in Bezug auf die finanzielle, technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die Zertifizierung erfüllt, die für die Auftragsvergabe notwendig sind, mit der sich dieser gegenüber dem Bieter und der Vergabestelle/dem Auftraggeber verpflichtet, die für die Durchführung des Auftrags notwendigen Mittel während der Dauer des Vertrags zur Verfügung zu stellen und an die Stelle des die Kapazitäten nutzenden Unternehmens tritt, wenn dieses im Lauf der Ausschreibung oder nach dem Vertragsabschluss insolvent wird oder auf keinen Fall mehr in der Lage ist, den Auftrag ordnungsgemäß durchzuführen (Anlage A1-quater, entsprechend vom Hilfsunternehmen ausgefüllt)
 FORMCHECKBOX 

Sonstiges (angeben): 


Teil VI

WEITERE VERBINDLICHE ERKLÄRUNG ZUR ZULASSUNG ZUM WETTBEWERB 

(für alle Arten von Bietern, die am Wettbewerb teilnehmen)

ERKLÄRT

a) dass der wirtschaftliche Wert des Angebots angemessen und ausreichend in Bezug auf die Lohnkosten und die etwaigen Sicherheitskosten gemäß Art. 86 Abs. 3-bis und 3-ter GvD 163/2006 ist und die angebotenen Preise somit die Gesamtrentabilität der vertraglichen Leistungen auf Unternehmensniveau garantieren; (eventuell bei Unternehmen, die nicht in Italien ansässig sind und dort über keine ständige Niederlassung verfügen) dass das Unternehmen den Bestimmungen gemäß Art. 17 Abs. 2 DPR Nr. 633/1972 und Art. 57 GD Nr. 331/1993 gerecht werden wird und der Verwaltung bei Zuschlagserteilung die Bestellung des steuerlichen Vertreters gemäß den gesetzlichen Bestimmungen mitteilen wird;

b) bei sonstigem Ausschluss, die Integritätsverinbarung anzunehmen, welche der Ausschreibungsunterlagen beigelegt wurde und von der Agentur für die Verfahren und die Aufsicht im Bereich öffentliche Bau-, Dienstleistungs- und Lieferaufträge mit Dienstanweisung des Direktors n. 1/2015 beschlossen wurde, mit Ablauf ab dem 01.03.2015;

c) in Kenntnis über die Verpflichtungen zu sein, die aus dem von der Vergabestelle / der Autonomen Provinz Bozen mit Beschluss der Landesregierung Nr. 938 vom 29 Juli 2014 im Sinne des DPR 16 April 2013, Nr. 62 („Regolamento recante codice di comportamento dei dipendenti pubblici“) beschlossenen Verhaltenskodex hervorgehen, und verpflichtet sich im Falle des Zuschlags, den zuvor genannten Verhaltenskodex einzuhalten und von den eigenen Mitarbeitern einhalten zu lassen;

d) dass im Zusammenhang mit der gegenständlichen Ausschreibung keine Vereinbarungen und/oder Praktiken bestehen, die eine Einschränkung des Wettbewerbs und des Marktes bewirken und die nach den anwendbaren Bestimmungen, einschließlich Art. 101 und ff. des AEU-Vertrages sowie Art. 2 und ff. des Gesetzes Nr. 287/1990 verboten sind, und dass das Angebot unter strikter Einhaltung dieser Bestimmungen erstellt wurde;

e) den Inhalt des Vertragsentwurfs bzw. der besonderen Vergabebedingungen und der darin aufgeführten Dokumente, der Bekanntmachung, dieser Ausschreibungsbedingungen und der entsprechenden Anlagen, der Berichtigungen und Erklärungen, die während des Ausschreibungssverfahrens übermittelt werden in der auf der Website der Autonomen Provinz Bozen  http://www.ausschreibungen-suedtirol.it/ veröffentlichten Form zu akzeptieren;

f) dessen bewusst zu sein, dass die im Rahmen der auf der Grundlage der Ausschreibungsdokumente eingeleiteten Verfahren erhobenen Daten gemäß Art. 13 GvD Nr. 196 vom 30.6.2003 „Datenschutzkodex“ ausschließlich im Rahmen dieser Ausschreibung zur Vergabe des gegenständlichen Auftrags verarbeitet werden;

g) bei der Erstellung des Angebots etwaige Erhöhungen aufgrund eines eventuellen Anstiegs der Preise während der Ausführung der vertraglichen Leistungen berücksichtigt zu haben und hiermit auf alle diesbezüglichen Maßnahmen oder Einwände zu verzichten;

h) dass dieser Vertrag ohne Vermittlung oder Mitwirkung Dritter abgeschlossen wurde;

i) niemandem, direkt oder durch Dritte, einschließlich der Unternehmen mit denen man in einem Kontroll- oder- Vereinigungsverhältnis steht, Geldsummen oder andere Leistungen für Vermittlungsgeschäfte oder ähnliche Geschäfte, die jedenfalls dazu dienen sollten den Vertragsabschluß zu erleichtern, ausbezahlt oder versprochen zu haben;

j) sich zu verpflichten, niemandem für keinerlei Grund Geldsummen oder andere Leistungen auszuzahlen, welche die Durchführung und/oder die Verwaltung dieses Vertrages mit Bezug auf die damit eingegangenen Verpflichtungen erleichtern oder begünstigen könnten, weder Handlungen zu vollziehen die dasselbe zum Zweck haben;

k) keine Mitarbeiter eingestellt zu haben, die in den letzten drei Dienstjahren Genehmigungs- oder Verhandlungsbefugnisse für öffentliche Verwaltungen gemäß Art. 1 Abs. 2 GvD Nr. 165/2001 innehatten, und sich darüber bewusst zu sein, dass Verträge, die unter Verstoß gegen diese Bestimmungen abgeschlossen wurden, nichtig sind und dass die etwaigen bezogenen und festgestellten Vergütungen, welche sich auf diese beziehen, zurückerstattet werden müssen;

l) sich darüber bewusst zu sein, dass der Teilnehmer aus der Ausschreibung ausgeschlossen wird, wenn festgestellt wird, dass der Inhalt der abgegebenen Erklärungen oder der von diesem vorgelegten Unterlagen nicht der Wahrheit entspricht, bzw. dass der Zuschlag bei etwaiger Zuschlagserteilung aufgehoben und/oder widerrufen wird und dass der Vertrag von Rechts wegen seitens der Verwaltung gemäß Art. 1456 ZGB aufgehoben wird;

m) nicht gemäß Art. 31 GvD Nr. 507/1999 geschäftsunfähig zu sein;

n) sich zu verpflichten, die Vergabestelle/Auftraggebende Körperschaft über jede in den Besitzverhältnissen, in der Betriebsstruktur, in den technischen Diensten und in der Verwaltung eingetretene Änderung, auch in Bezug auf die Subunternehmer, unverzüglich zu unterrichten;

o) (gegebenenfalls) sich am Ausführungsort der Arbeiten eingefunden zu haben, die örtlichen Gegebenheiten und die Zugangswege der eventuell notwendigen Steinbrüche und der autorisierten Deponien zur Kenntnis genommen zu haben sowie alle anderen allgemeinen und besonderen Umstände geprüft zu haben, welche sich auf die Preisbestimmung, auf die Vertragsbedingungen und die Durchführung der Arbeiten auswirken können, und dass die Arbeiten als durchführbar, die Projektunterlagen als angemessen und die Preise insgesamt als rentabel und so eingestuft zu haben, dass sie den angebotenen Abschlag ermöglichen, wobei berücksichtigt wurde, dass diese fest und unveränderlich bleiben;

	ANMERKUNGEN

     



	
	Der gesetzliche Vertreter/der bevollmächtigte Vertreter


(digital unterzeichnet)




DATENSCHUTZHINWEIS GEMÄSS ART. 13 DES 

DATENSCHUTZKODEX (GVD NR. 196/2003)

Der gesetzliche Vertreter oder Bevollmächtigte des oben genannten Unternehmens

ERKLÄRT

gemäß Art. 13 des Datenschutzkodex (GvD Nr. 196 vom 30. Juni 2003) über Folgendes informiert worden zu sein:

Rechteinhaber der Datenverarbeitung ist die Autonome Provinz Bozen.

Die angegebenen Daten werden von der Landesverwaltung auch in elektronischer Form zwecks der Ausführung dieses Auftrags und der gegenständlichen vertraglichen Leistungen verarbeitet.

Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Leiter der Agentur Dr. Paolo Montagner oder sein Bevollmächtigter.

Die Angabe der Daten ist für die Durchführung der erforderlichen Verwaltungstätigkeiten verbindlich. Bei einer Weigerung zur Angabe der geforderten Daten können die gestellten Anträge und eingereichten Gesuche nicht bearbeitet werden.

Gemäß Art. 7-10 GvD Nr. 196/2003 hat der/die Antragsteller/in Anspruch auf Zugang zu seinen/ihren Daten sowie Auszüge und Auskunft darüber und kann, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen bestehen, verlangen, dass diese aktualisiert, gelöscht, anonymisiert oder gesperrt werden.

Gelesen, bestätigt und unterzeichnet

	
	Der gesetzliche Vertreter/der bevollmächtigte Vertreter


(digital unterzeichnet)




�	Die Erklärungen des gegenständlichen Formulars müssen vom gesetzlichen Vertreter des federführenden Unternehmens der Bietergemeinschaft, des ordentlichen Konsortiums, der EWIV, des Unternehmensnetzwerkes, und im Fall eines Konsortiums ex Art. 34, Abs. 1 Buchst. b) und c) des GVD Nr. 163/2006, vom gesetzlichen Vertreter der Mitglieder des Konsortiums, welche die vertragliche Leistung erbringen, abgegeben werden.


�	Bei Einzelunternehmen die Angaben des gesetzlichen Vertreters anführen..


�	Falls der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Form eines Konsortiums gemäß Art. 34 Buchst. b) und c) Gv. D. Nr. 163/2006 aufweist, sind die Konsortialgesellschaften, welche die vertraglichen Leistungen erbringen, verpflichtet, die Erklärungen gemäß dem Vordruck A1-bis abzugeben.


�	Falls der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Form eines Konsortiums gemäß Art. 34 Buchst. b) und c) Gv. D. Nr. 163/2006 aufweist, sind die Konsortialgesellschaften, welche die vertraglichen Leistungen erbringen, verpflichtet, die Erklärungen gemäß dem Vordruck A1-bis abzugeben


� 	Falls der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Form einer Bietergemeinschaft aufweist, ist jedes Mitgliedsunternehmen verpflichtet, die Erklärungen gemäß Vordruck A1-bis abzugeben.


�	Falls der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Form einer Unternehmensnetzwerks aufweist, ist jedes Mitgliedsunternehmen verpflichtet, die Erklärungen gemäß Vordruck A1-bis abzugeben.


�	Falls der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Form einer EWIV aufweist, ist jedes Mitgliedsunternehmen verpflichtet, die Erklärungen gemäß Vordruck A1-bis abzugeben.


�	Die vollständigen Angaben eines jeden Unternehmens anführen, das zur Bietergemeinschaft oder zum Bieterkonsortium gemäß Art. 2602 ZGB gehört (Firma oder Firmenbezeichnung, Sitz, Steuernummer und Art des Unternehmens: Einzelunternehmen, offene Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft; sonstige Gesellschaftsform)).


�	Unter dem Begriff „die Erklärung abgebendes Unternehmen“ ist das Unternehmen zu verstehen, welches den Vordruck unterzeichnet. Unter dem Begriff „teilnehmender Wirtschaftsteilnehmer“ ist der Wirtschaftsteilnehmer insgesamt zu verstehen. Handelt es sich beim die Erklärung abgebenden Unternehmen um ein Einzelunternehmen, fällt dieses mit dem „teilnehmenden Wirtschaftsteilnehmer“ zusammen. Bei aus mehreren Personen bestehenden Wirtschaftsteilnehmern ist der teilnehmende Wirtschaftsteilnehmer die Bietergemeinschaft, das Konsortium, die EWIV oder das Unternehmensnetzwerk, während das die Erklärung abgebende Unternehmen jeweils das federführende Unternehmen ist, welches den Vordruck A1 unterzeichnet, oder die einzelnen Mitglieder, welche die jeweiligen Vordrucke A1-bis unterzeichnen


�	Diese Fälle müssen von jeder Art an teilnehmendem Wirtschaftsteilnehmer, welcher sich am Wettbewerb beteiligt, mit Bezug auf den Sitz des die Erklärung abgebenden Unternehmens bestätigt werden.


�	In diesem Teil sind Name, Geburtsdatum, Wohnort und Steuernummer der Personen anzugeben, welche die jeweiligen Ämter in der Gesellschaft bekleiden, bzw. der Personen, welche im Jahr vor der Ausschreibungsbekanntmachung aus den Ämtern ausgeschieden sind, und für welche die Erklärungen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b), c), m-quater GvD Nr. 163/2006 abgeben werden. Die Verwaltung bewertet in jedem Fall, ob die allgemeinen Anforderungen auch seitens der Sonderbevollmächtigten mit wesentlichen Befugnissen in der Gesellschaft erfüllt werden, und schließt den Wirtschaftsteilnehmer aus, sollten diese die allgemeinen Anforderungen nicht erfüllen


�	Mehrheitsgesellschafter sind diejenigen, welche die Kontrolle über die Gesellschaft ausüben, da sie über die Mehrheit verfügen, wobei die relative Mehrheit ausreichend ist (Beschl. AVO Nr. 1/2012).


�	Angegeben werden müssen die Gesellschafter, die natürliche Personen sind. Mehrheitsgesellschafter sind diejenigen, welche die Kontrolle über die Gesellschaft ausüben, da sie über die Mehrheit verfügen, wobei die relative Mehrheit ausreichend ist (Beschl. AVO Nr. 1/2012).


�	Die Erklärungen gegenständlichen Teils muss obligatorisch und bei sonstigem Ausschluss vom mitbietenden Unternehmen einer Bietergemeinschaft, eines ordentlichen Konsortiums oder eines Unternehmensnetzwerks abgegeben werden. Falls die die vertraglichen Leistungen ausführenden Unternehmen, die Teil eines Konsortiums ex Art. 34 Abs. 1, Buchst. B) und c) des GvD Nr. 163/2006 sind, die Erklärungen im Teil VI ausfüllen, haben diese keine juristische Wirkung.


�	Mit der Erklärung gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. a) d), e), f), g), h), i), l), m), m-bis) GvD Nr. 163/2006 erklärt die diesen Vordruck unterzeichnende Person:


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen weder von Insolvenz, Zwangsliquidation noch von einem Vergleich zur Abwendung des Konkurses betroffen ist, vorbehaltlich des Falls gemäß Art. 186-bis des königlichen Dekrets Nr. 267 vom 16.3.1942, und dass diesem gegenüber kein Verfahren zur Erklärung dieser Zustände läuft;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht gegen das Verbot der treuhänderischen Übertragung gemäß Art. 17 des Gesetzes Nr. 55/1990 verstoßen hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner festgestellten schwerwiegenden Zuwiderhandlungen in Bezug auf Sicherheitsangelegenheiten sowie alle anderen auf Arbeitsverhältnissen beruhende Verpflichtungen schuldig gemacht hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner groben Fahrlässigkeit oder Böswilligkeit bei der Ausführung der von der diesen Wettbewerb ausschreibenden Vergabestelle schuldig gemacht und auch keine schweren Fehler bei der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen keine endgültig festgestellten Verstöße im Hinblick auf die Verpflichtungen hinsichtlich der Zahlung von Abgaben und Steuern gemäß den italienischen gesetzlichen Bestimmungen oder den Bestimmungen des Staates, in dem das Unternehmen, die Gesellschaft, das Konsortium/Kartell oder sonstige Subjekt ansässig ist, begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht im telematischen Register der Beobachtungsstelle gemäß Art. 7 Abs. 10 GvD Nr. 163/2006 eingetragen ist, da es falsche Erklärungen oder wahrheitswidrige Unterlagen in Bezug auf die Voraussetzungen und die Bedingungen für die Teilnahme an Ausschreibungen und die Vergabe von Aufträgen abgegeben hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner endgültig festgestellten schwerwiegenden Verstöße im Hinblick auf die Abführung von Für- und Vorsorgebeiträgen gemäß den italienischen gesetzlichen Bestimmungen oder den Bestimmungen des Staates, in dem das Unternehmen, die Gesellschaft, das Konsortium/Kartell oder sonstige Subjekt ansässig ist, begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht gegen die Vorschriften über das Recht auf Arbeit von Behinderten gemäß dem Gesetz Nr. 68/1999 verstoßen hat;


-	dass gegen das die Erklärung abgebende Unternehmen kein Verbot gemäß Art. 9 Abs. 2 Buchst. c) GvD Nr. 231 vom 8. Juni 2008 oder ein anderes Verbot in Bezug auf den Vertragsabschluss mit der öffentlichen Verwaltung verhängt wurde, einschließlich Verbote gemäß Art. 36-bis Abs. 1 GD Nr. 223 vom 4. Juli 2006 in Bezug auf Verhandlungen mit der öffentlichen Verwaltung und die Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen aufgrund des Verstoßes gegen die Bestimmungen über die Bekämpfung von Schwarzarbeit und den Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gemäß Art. 14 GvD 81/2008 i. d. g. F.


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht im telematischen Register der Beobachtungsstelle gemäß Art. 7 Abs. 10 GvD Nr. 163/2006 eingetragen ist, da es falsche Erklärungen oder wahrheitswidrige Unterlagen zwecks der Erteilung der SOA-Bescheinigung abgegeben hat.


�	Die Erklärung nach Art. 38 Abs. 1 Buchstabe b) des Gv. D. Nr. 163/2006 muss für den Inhaber oder den technischen Direktor abgegeben werden, wenn es sich um eine Einzelfirma handelt, oder für die Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine offene Handelsgesellschaft handelt, für die persönlich haftenden Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine Kommanditgesellschaft handelt, für die Geschäftsführer mit Vertretungsvollmacht oder den technischen Direktor oder den Alleingesellschafter natürliche Person, bzw. den Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, wenn es sich um eine andere Art von Gesellschaft oder ein Konsortium handelt. Gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. m-ter) GvD Nr. 163/2006 dürfen die Personen gemäß Buchst. b) nicht strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sein; oder strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152/1991 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203/1991 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sind und dies bei der Justizbehörde angezeigt haben; oder strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152/1991 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203/1991 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sind und dies nicht bei der Justizbehörde angezeigt haben, da es sich um Fälle gemäß Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 689 vom 24. November 1981 handelte.


�	Wenn dieses Kästchen angekreuzt wird, muss jede Person gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/2006 die Erklärung gemäß diesem Punkt laut dem Beispiel in Anlage A1-ter gesondert abgeben. Liegen diese Erklärungen dem Angebot nicht bei, wird der Wirtschaftsteilnehmer aufgrund fehlender Erklärung aus dem Wettbewerb ausgeschlossen.)


�	Die Erklärung nach Art. 38 Abs. 1 Buchstabe c) des Gv. D. Nr. 163/2006 muss für den Inhaber oder den technischen Direktor abgegeben werden, wenn es sich um eine Einzelfirma handelt, oder für die Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine offene Handelsgesellschaft handelt, für die persönlich haftenden Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine Kommanditgesellschaft handelt, für die Geschäftsführer mit Vertretungsvollmacht oder den technischen Direktor oder den Alleingesellschafter natürliche Person, bzw. den Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, wenn es sich um eine andere Art von Gesellschaft oder ein Konsortium handelt, auch wenn sie im Jahr vor dem Datum der Veröffentlichung der Kundmachung oder des Aufforderungsschreibens zu halbamtlichen Ausschreibungen mit Aufforderung vom Amt ausgeschieden sind, falls das Unternehmen nicht nachweisen kann, dass sie sich vollständig und effektiv von der strafrechtlich verurteilten Handlung distanziert haben;


�	Im vorgesehenen Bereich müssen die Angaben zu allen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst c), gegen die rechtskräftige Urteile ergangen sind, mit der jeweiligen Stellung im Unternehmen angegeben werden. In diesem Falle müssen ALLE rechtskräftigen Verurteilungen, welche die nachfolgend angeführten Personen betreffen, angegeben werden. Nicht anzugeben sind Verurteilungen, wenn die Straftat unter Straffreiheit gestellt wurde oder die Rehabilitation erfolgte oder wenn die Straftat nach der Verurteilung als erloschen erklärt wurde oder bei Widerruf der Verurteilung. Jede einzelne angegebene Person kann die entsprechenden Erklärungen getrennt abgeben (vgl. Anlage A1 ter), wobei auch ALLE sie betreffenden rechtskräftigen Verurteilungen angegeben werden müssen. Falls diese Erklärungen dem Angebot nicht in getrennter Form beigelegt werden, so entspricht die Unterzeichnung der gegenständlichen Anlage A1 von Seiten der bevollmächtigten Person der Erklärung für das Nichtbestehen des oben erwähnten Ausschlussgrundes auch im Bezug auf die im Art. 38 Abs. 1 Buchstabe c) angeführten Personen. Damit die auftraggebende Verwaltung die Relevanz der Verurteilungen beurteilen kann, ist/sind die erklärende/n Person/en daher in jedem Fall verpflichtet, alle verhängten Strafen anzugeben und dürfen auf der Grundlage rein persönlicher Kriterien keine Auswahl der verhängten Strafen treffen oder die Angabe einiger Strafen unterlassen. Werden strafrechtliche Verurteilungen nicht angegeben, gilt dies als eigenständiger Ausschlussgrund.


� 	Le dichiarazioni di cui alla presente sezione devono essere rese obbligatoriamente, pena l’esclusione, dalle imprese mandanti di un RTI, di un consorzio ordinario, di un GEIE e di una rete di imprese. Qualora le imprese esecutrici delle prestazioni contrattuali, imprese esecutrici delle prestazioni contrattuali facenti parte di un consorzio di cui all’art. 34, comma 1, lett. b) e c) del d.lgs. n. 163/2006, compilino le dichiarazioni di cui alla sezione VI, esse non producono alcun effetto giuridico.


�	Nur dann zu bescheinigen, wenn der Bieter die besonderen Anforderungen nach Gv.D. 163/06, Artikel 49 und nach Vorgaben des Auftraggebers nicht oder nur teilweise erfüllt.


�	Die vorgesehenen besonderen Anforderungen angeben, welche der Bieter nicht selbst besitzt, sowie das prozentuelle Ausmaß oder Wert (Euro) dieser Anforderung.


�	Firma, Sitz und allgemeine Angaben des/der Hilfsunternehmens/Hilfsunternehmen und Anforderungen, für welche die Kapazitäten genutzt werden sollen.


�	Angeben, welche der besonderen Anforderungen, die gemäß den Ausschreibungsunterlagen vorgeschrieben sind, der Bieter, welcher die Kapazitäten Dritter nutzt, selbst erfüllt, sowie den Anteil dieser Anforderungen in Prozent, für welche er die Qualifikation eines anderen oder anderer Hilfsunternehmens/Hilfsunternehmen zu nutzen beabsichtigt.


�	Bei Bietergemeinschaften, Konsortien, EWIV oder Unternehmensnetzwerken darf das federführende Unternehmen bei sonstigem Ausschluss aus dem Wettbewerb weder von einem Vergleichsverfahren mit Unternehmensfortsetzung betroffen sein noch einen Antrag auf dessen Zulassung gestellt haben.


�	Gemäß Art. 186-bis in der Fassung laut GD Nr. 145 vom 23. Dezember 2013, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 9 vom 21. Februar 2014 ist in Abs. 4 und 5 vorgesehen, dass „die Teilnahme an Verfahren zur Vergabe öffentlicher Verträge nach der Einreichung des Antrags nach Einholung der Stellungnahme des gerichtlichen Verwalters, sofern bestellt, gerichtlich genehmigt werden muss; wurde kein Verwalter bestellt, entscheidet das Gericht. Die Zulassung zum Vergleichsverfahren verhindert die Teilnahme an Verfahren zur Vergabe von öffentlichen Verträgen nicht, wenn das Unternehmen im Rahmen des Wettbewerbs Folgendes vorlegt: a) einen Bericht eines Experten, der die Anforderungen gemäß Art. 67 Abs. 3 Buchst. d) erfüllt, mit welchem die Übereinstimmung mit dem Plan und die vernünftige Fähigkeit zur Erfüllung des Vertrags bestätigt werden; b) die Erklärung eines anderen Wirtschaftsteilnehmers, welcher die allgemeinen Anforderungen sowie die in Bezug auf die finanzielle, technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die Zertifizierung erfüllt, die für die Auftragsvergabe notwendig sind, mit der sich dieser gegenüber dem Bieter und der Vergabestelle verpflichtet, die für die Durchführung des Auftrags notwendigen Mittel während der Dauer des Vertrags zur Verfügung zu stellen und an die Stelle des die Kapazitäten nutzenden Unternehmens tritt, wenn dieses im Lauf der Ausschreibung oder nach dem Vertragsabschluss insolvent wird oder auf keinen Fall mehr in der Lage ist, den Auftrag ordnungsgemäß durchzuführen. Anwendung findet Art. 49 GvD Nr. 163 vom 12. April 2006.


�	Firma, Sitz, Steuernummer (oder MwSt.) und gesetzlichen Vertreter des Hilfsunternehmens angeben.
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